
196 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 7 vom 11. Apri12011 

licher und Erzieherischer Kinder- und Jugend­
schutz, Jugendmedienschutz - soweit nicht die 
Ministerpräsidentin -, Sekten) 

10.3 Kindcr- und Jugendhilfe, Kooperation Jugend­
hilfe/Schule, Ganztagsbildung 

10.4 Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention (ohne 
schulische Gewaltprävention) 

10.5 Besondere Angebote für Kinder und Jugendliche 
mit Migrationshintergrund 

10.6 Förderung von Tageseinrichtungen für Kinder, 
Betreuungsangeboten für unter Dreijährige und 
K..indertagespflege (ohne schulische Aspekte des 
Ubergangs vom Kindergarten zur Grundschule) 

10.7 Präventionsangebote im Kindesalter, Soziales 
Frühwarnsystem 

10.8 Familienzentren 

10.9 Allgemeine Fragen des bürgerschaftlichen Enga­
gements (einschließlich Freiwilligendienste, ohne 
Ehrenamt in der Schule) und des gesellschaftli­
chen Engagements von Unternehmen 

10.10 Allgemeine Kulturpflege, insbesondere bildende 
Kunst, Theaterwesen, Bibliothekswesen, Literatur­
pflege, öffentliche Musikpflege, Kulturpflege nach 
§ 96 BVFG, Archivwesen 

10.11 Sport (außer Schulsport), Sportstätten 

10.12 Landeszentrale für politische Bildung 

11 Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege 
und Alter 

11.1 Prävention (einschließlich gesundheitlicher Selbst­
hilfe) und gesundheitliche Versorgung, Gesund­
heitswirtschaft, Planung und Förderung von Kran­
kenhäusern, Arzneimittelsicherheit, Heilberufe, 
Rettungsdienst, Öffentlicher Gesundheitsdienst, 
Maßregelvollzug, T ,annpsklinikpn, sowpit nicht den 
Bereichen Justiz und Wissenschaft zugeordnet 

11.2 

11.3 

11.4 

11.5 

11.6 

11.7 

11.8 

11.9 

Krankenversicherung und Pflegeversicherung als 
Teil der Sozialversicherung 
(außer Landwirtschaftliche Kranken- und Pflege­
versicherung), Prüfungen der Landwirtschaftli­
chen Sozialversicherung nach § 88 Absatz 3 SGB 
IV, § 46 Absatz 6 SGB XI und § 55 KVLG jeweils 
in Verbindung mit § 274 SGBV 

Pflege; Rehabilitation in der Krankenversicherung, 
Pflegeversicherung und dem Gesundheitswesen; 
Wohn- und Teilhabegesetz 

Alten- und Familienpflegeausbildung 

Geschäftsstelle der Stiftung Wohlfahrtspflege 

Gleichstellung von Frau und Mann 

Lebensformenpolitik, gleichgeschlechtliche 
Lebensweisen 

Seniorenpolitik 

Medienkompetenz und Verbesserung der Lebens­
qualität älterer Menschen 

11.10 Demographischer Wandel, Generationenpolitik 

Düsseldorf, den 25. März 2011 

Die Ministerpräsidentin 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Hannelore K I' a f t 

- Gv. NRW 2011 S. 193 

20320 
Gesetz 

zur Anhebung des Eingangs- und des Spitzenamtes 
in der Laufbahn des Justizwachtmeisterdienstes 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
und zur Änderung des Besoldungsgesetzes für 

das Land Nordrhein-Westfalen 
Vom 5. April 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird. 

Artikel 1 

Gesetz 
zur Anhebung des Eingangs- und des Spitzenamtes 

in der Laufbahn des Justizwachtmeisterdienstes 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

§ 1 
Eingangsamt 

(1) Mit Wirkung vom Ersten des auf die Verkündung die­
ses Gesetzes folgenden Kalendermonats wird das Ein­
gangs amt in der Laufbahn des Justizwachtmeisterdienstes 
der Besoldungsgruppe A 4 der Bundesbesoldungsordnung 
A in der am 31. August 2006 geltenden Fassung (BBesO A) 
zugewiesen. 

(2) Zum selben Zeitpunkt sind die Beamtinnen und 
Beamten in der Laufbahn des Justizwachtmeisterdiens­
tes im bisherigen Eingangsamt der Besoldungsgruppe 
A 3 BBesO A zu Justizhauptwachtmeisterinnen/Justiz­
hauptwachtmeistern übergeleitet und in eine entspre­
chende Planstelle der Besoldungsgruppe A 4 BBesO A 
eingewiesen. 

(3) Die Mitteilung über die Einweisung in die Planstelle 
steht der Aushändigung der Ernennungsurkunde nach 
§ 8 Absatz 2 Beamtenstatusgesetz gleich. 

§2 
Spitzenamt 

(1) Den Leiterinnen und Leitern großer Justizwacht­
meistereien kann das Amt einer Ersten Justizhaupt­
wachtmeisterin/eines Ersten Justizhauptwachtmeisters 
der Besoldungsgruppe A 7 Landesbesoldungsordnung 
verliehen werden. 

(2) Mit der Verleihung eines Beförderungsamtes nach 
Absatz 1 ist ein Aufstieg in die nächsthöhere Laufbahn­
gruppe nicht verbunden. 

§3 
Stellenobergrenzen, Funktionsbewertung 

(1) Nach § 2 können bis zu 25 Stellen der Besoldungs­
gruppe A 7 unter Anrechnung auf den haushaltsmäßig 
festgelegten Stellenanteil nach fußnote 5) zur Besol­
dungsgruppe A 6 BBesO A ausgebracht werden. 

(2) Die Wertigkeit <;ler leitenden Funktionen und deren 
Zuordnung zu den Amtern nach § 2 legt das Justizminis­
terium fest. 

§4 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft. 

Artikel 2 
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 

Das Landesbesoldungsgesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 17. Februar 2005 (Gv. NRW S. 154), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2009 (Gv. NRW S. 760), wird wie folgt geändert: 

1. In der Anlage 1 - Landesbesoldungsordnungen - wird in 
der Besoldungsordnung A in der Besoldungsgruppe A 7 

a) vor der Amtsbezeichnung "Obersattelmeister 
(soweit nicht in der Besoldungsgruppe A 6)" die 
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Amtsbezeichnung "Erster Justizhauptwachtmeis­
ter 1)" 

b) die fußnote" 1) Soweit nicht in den Besoldungs­
gruppen fI. 5 oder A 6 der Bundesbesoldungsord­
nung A. Erhält eine Amtszulage nach Anlage 2." 

eingefügt. 

2. In der Anlage 2 werden in die Tabelle "Zulagen" vor 
den Angaben "nach FN 2 zur BesGr. A 12 79,94 Euro" 
die Angaben "nach FN 1 zur BesGr. A 7 (Amtszulage) 
17,58 Euro" eingefügt. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 5. April 2011 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K ra f t 

(L. S.) 

232 

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

Sylvia L ö hr man n 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä ger 

Der Justizminister 
zugleich für den 
Finanzminister 

Thomas K u t s c hat y 

- GV NRW 2011 S. 196 

Verordnung 
über Camping- und Wochenendplätze 

(Camping- und Wochenendplatzverordnung 
-CWVO) 

Vom 24. März 2011 

Auf Grund des § 85 Absatz 1 Nummer 1,5 und 6, Absatz 
2 Nummer 1 und Absatz 8 der Landesbauordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV 
NRW S. 256), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 17. Dezember 2009 (GV NRW S. 863), wird nach 
Anhörung des fachlich zuständigen Ausschusses des 
Landtags verordnet: 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für Camping­
plätze für mehr als drei Wohnwagen oder Zelte und 
Wochenendplätze. 

§2 

Begriffe 

(1) Campingplätze sind Plätze, die ständig oder wieder­
kehrend während bestimmter Zeiten des Jahres betrie­
ben werden und die zum vorübergehenden Aufstellen 
und Bewohnen von Wohnwagen oder Zelten bestimmt 

sind. Zeltlager, die gelegentlich oder nur vorübergehend 
eingerichtet werden, sowie kommunale Stellplätz(: für 
Wohnmobile, die nur zu einem vorübergehenden Uber­
nachten eingerichtet werden, sind keine CampingplätzE' 
im Sinne dieser Verordnung. 

(2) Wohnwagen sind Wohnmobile und Wohnanhänger, die 
jederzeit ortsveränderlich sind. 

(3) Standplätze sind die Flächen, die auf einem Cam­
pingplatz zum Aufstellen von Wohnwagen oder Zelten 
und der zugehörigen Kraftfahrzeuge bestimmt sind. 

(4) Wochenendplätze sind Plätze, die zum Aufstellen 
oder Errichten von Wochenendhäusern mit einer Grund­
fläche von höchstens 50 qm und einer Gesamthöhe von 
höchstens 3,50 m dienen und die ständig oder wieder­
kehrend während bestimmter Zeiten des Jahres betrie­
ben werden; bei der Ermittlung der Grundfläche bleiben 
ein überdachter Freisitz bis zu 10 qm Grundfläche oder 
ein Vorzelt, nicht jedoch Anbauten, unberücksichtigt. Als 
solche Wochenendhäuser gelten auch nicht jederzeit orts­
veränderlich aufgestellte Wohnwagen. 

(5) Aufstellplätze sind Flächen auf Wochenendplätzen, 
die zum Aufstellen oder Errichten von Wochenendhäu­
sern nach Absatz 4 bestimmt sind. 

§3 
Zufahrt, innere Fahrwege 

(1) Camping- und Wochenendplätze müssen an einer 
befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche liegen oder eine 
befahrbare öffentlich-rechtlich gesicherte Zufahrt zu 
einer befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche haben und 
durch innere Fahrwege ausreichend erschlossen sein. 
Zufahrten und innere Fahrwege müssen für Feuerwehr­
fahrzeuge befahrbar sein. 

(2) Bei Campingplätzen müssen Zufahrten und innere 
Fahrwege mindestens 5,50 m breit sein. Geringere Zufahrts­
breiten können gestattet werden, wenn ausreichende Aus­
weich- und Wendemöglichkeiten vorhanden sind. Für 
innere Fahrwege mit Richtungsverkehr und für Stichwegc 
von höchstens 100 m Länge genügt eine Breite von 3 m. 

(3) Bei Wochenendplätzen müssen Zufahrten und innere 
Fahrwege mindestens 3 m breit sein; Zufahrten müssen die 
erforderlichen Ausweich- und Wendemöglichkeiten haben. 

§4 

Standplätze, Aufstellplätze und Stellplätze 

(1) Standplätze müssen mindestens 70 qm groß sein. Sie 
sind dauerhaft zu kennzeichnen. 

(2) Auf den Standplätzen dürfen Wochenendhäuser und 
sonstige bauliche Anlagen, wie feste Anbauten und Ein­
friedigungen, nicht errichtet werden. 

(3) Aufstellplätze müssen mindestens 100 qm groß sein. 

(4) Wochenendhäuser müssen zu den Grenzen der Auf­
stellplätze einen Abstand von mindestens 2,50 m einhal­
ten; andere Abstände sind zulässig, wenn zwischen den 
Wochenendhäusern 

1. im Bereich der Brandschutzstreifen ein Abstand von 
mindestens 10m und 

2. im Übrigen ein Abstand von mindestens 5 m 

eingehalten wird. Dies gilt auch für überdachte Freisitze 
und Vorzelte. 

(5) Standplätze und Aufstellplätze müssen von Abwas­
sergruben, Klär- und Sickeranlagen mindestens 50 m 
entfernt sein. 

(6) Sollen die Kraftwagen nicht auf den Stand- oder 
Aufstellplätzen abgestellt werden, so ist für jeden Stand­
oder Aufstellplatz ein gesonderter Stellplatz herzustel­
len; die Mindestgrößen für Standplätze und 
Aufstellplätze dürfen dann um diese Stellplatzgröße 
kleiner sein. 

§5 
Brandschutz 

(1) Camping- und Wochenendplätze sind durch min­
destens 5 m breite Brandschutzstreifen in einzelne Ab­
schnitte zu unterteilen. In einem Abschnitt dürfen sich 
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